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2. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)
3. Verkehrsflächen

1. Art der  baulichen Nutzung
(§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung-BauNVO)

PLANZEICHENERKLÄRUNG
(§ 9 Abs. 1 BauGB)

    für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
    von  Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

4. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen 
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o
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offene Bauweise

Straßenverkehrsflächen
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Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Gewerbegebiet
(§ 8 BauNVO)GE

5. Sonstige Planzeichen
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6. Hinweise
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Präambel 
 
 
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634)  sowie nach § 86 Landesbauordnung Mecklenburg-
Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 
(GVOBl. M-V  2015 S . 344), zuletzt geändert durch Artikel 4 Gesetzes vom 05. Juli 2018 
(GVOBl. M-V S. 221),  wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung 
Bargischow  vom …………………… die folgende Satzung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Be-
bauung einer Gewerbefläche in Woserow“ der Gemeinde Bargischow, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen. 
 
 
Bargischow , ……………………… 
      Der Bürgermeister  Siegel  
 
 

Text (Teil B) 
(textliche Festsetzungen) 
 
 
I Planungsrechtliche Festsetzungen  
 
1 Art der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
1.1 Gewerbegebiet 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 8 BauNVO) 
 
1.1.1 Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden 

Gewerbebetrieben (§ 8 BauNVO).  
 
1.1.2 Die Errichtung von Abstell- und Lagerhallen, Lagerflächen sowie Garagen ist in den Baufel-

dern 1, 2, 4, 5 und 9 zulässig. 
 

1.1.3 Im Baufeld 3  ist die Aufstellung eines Toilettencontainers zulässig.  
 

1.1.4 Im Baufeld 6 ist eine Beherbergungseinrichtung mit Frühstücksraum und Imbiss zulässig. 
Weiterhin sind Büroräume, Abstellflächen und Garagen gestattet. 
 

1.1.5 Die Betreibung einer Beherbergungseinrichtung ist im Baufeld 8 gestattet.  
 

1.1.6 Die Errichtung eines Saunagebäudes mit Pool ist im Baufeld 10 zulässig. 
 

1.1.7 Ausnahmsweise ist im Gewerbegebiet die Errichtung von Wohngebäuden für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter sowie für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen in den Baufeldern 6, 8 und 7 
zulässig. 

 
 
2 Maß der baulichen Nutzung  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 BauGB) 
 
2.1 Zulässige Grundfläche  
 
 Die Errichtung der Hauptgebäude einschließlich Anbauten, Terrassen und Gebäudeverbinder 

außerhalb der Baufelder ist unzulässig.  
 

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO ist eine Überschreitung der festgesetzten Grundfläche für 
Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
zulässig.  

 
2.2 Zahl der Vollgeschosse 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 BauNVO) 
 

Die in der Nutzungsschablone des jeweiligen Baufeldes festgesetzte Anzahl der Vollgeschosse 
als Höchstmaß ist einzuhalten. Eine Überschreitung ist nicht gestattet. 

 
2.3 Firsthöhe von Gebäuden 
 Die festgesetzte Firsthöhe ist das Abstandsmaß zwischen der das Grundstück erschließenden 

privaten Verkehrsfläche, mittig zum Gebäude gemessen, und der Schnittkante der Dachhaut ei-
nes Gebäudes. 

 
 
3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in Verbindung mit § 23 BauNVO)  
   
 Die Gebäude in den Baufeldern 1 bis 10 sind in der offenen Bauweise (o) zu errichten.  

4 Festsetzungen zu nicht überbaubaren Grundstücksflächen  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  
 
4.1 Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind als private Grünflächen und Gärten durch 

den Grundstückseigentümer zu gestalten und zu unterhalten. 
 
4.2 An Straßeneinmündungen und Kreuzungen sind die Flächen für Sichtdreiecke von Bebauung, 

Bepflanzungen oder anderen Sichthindernissen (z. B. Beschilderungen) freizuhalten.  
 
 
5 Festsetzungen zu Nebengebäuden, Nebenanlagen, Stellplätzen, Garagen und 

Carports  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
5.1 Nebengebäude, Nebenanlagen, Garagen und Carports sind eingeschossig auszubilden.  
 
5.2 Pkw-Stellplätze sind auch außerhalb der Baufelder 1 bis 10 zulässig.  
 
 
6 Flächen für Wald  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 18)  
 
 Die Errichtung von baulichen Anlagen innerhalb des Waldabstandes ist unzulässig.  
 
 
7 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB) – Kompensationsmaßnahmen –  

 
Hinweis:  Die Festsetzungen zu den Kompensationsmaßnahmen erfolgen im weiteren Verlauf 

des Bauleitplanverfahrens.  

8 Maßnahmen zur Verminderung/Vermeidung von Eingriffsfolgen für die Fauna  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

Hinweis:  Die Festsetzungen zu den Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen erfolgen im 
weiteren Verlauf des Bauleitplanverfahrens.  

 
9 Festsetzungen zur Zuordnung der Kompensationsmaßnahmen und Kosten  
 (§ 9 Abs. 1 a i. V. m. § 1 a Abs. 3 BauGB und §§ 135 a bis 135 c BauGB)  
 
9.1 Die zur Herstellung der Kompensationsmaßnahmen anfallenden Kosten sind durch den 

Grundstückseigentümer zu tragen.  
 
9.2 Die festgesetzten Kompensationsmaßnahmen und die Kostenübernahme durch den Vorha-

benträger sind im städtebaulichen Vertrag zwischen dem Vorhabenträger und der Gemeinde 
Bargischow zu verankern.  

 
II Festsetzungen über örtliche Bauvorschriften  

(§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V)  
 
1 Außenwände  
 
 Die Verwendung von Materialien mit reflektierenden Oberflächen für die Außenwände ist un-

zulässig.  
 
 
2 Dächer  
 
 Die Verwendung von spiegelnden Materialien und eine weiche Bedachung aus Reet für die 

Dacheindeckung ist unzulässig.  
 
 
3 Einfriedungen  
 

Eine Einfriedung des Betriebsgeländes ist zulässig.  
 
Zulässig sind Einfriedungen aus Holz, Feldsteinen, Draht und Metall oder mit einheimischen 
standortgerechten Sträuchern und Hecken.  

 
 Für die Höhe von Grundstückseinfriedungen gilt für alle vier Seiten eines Grundstückes eine 

Obergrenze von maximal 2,00 m Höhe, bezogen auf das jeweilige Geländeniveau.  
 
 
4 Werbeanlagen  
 
 Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sind unzulässig. 
 

Die Werbung ist nur für den ansässigen Gewerbebetrieb gestattet. 
 
  
5 Ordnungswidrigkeiten  

 
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den in den Punkten 1 und 4 getroffe-
nen Vorschriften zuwider handelt.  
 

Eine solche Ordnungswidrigkeit kann auf der Grundlage des § 84 Abs. 3 LBauO M-V mit einer 
Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden.  

  
 
Allgemeine Hinweise 
 
 
 
1 Belange des Landkreises Vorpommern-Greifswald, Sachgebiet Brand- und Katastrophen-

schutz  
 
 In Gebieten, die nicht als kampfmittelbelastet ausgewiesen sind, können Einzelfunde auftreten. Daher 

sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei den Arbeiten kampfmit-
telverdächtige Gegenstände gefunden werden, sind die Arbeiten an der Fundstelle aus Sicherheits-
gründen sofort einzustellen, der Fundort ist zu räumen und abzusperren. Über den Notruf der Polizei 
oder über die nächste Polizeidienststelle ist der Munitionsbergungsdienst M-V zu informieren. Weiter-
hin ist der Fundort unverzüglich der örtlichen Ordnungsbehörde mitzuteilen.  

 
 
2 Belange des Landkreises Vorpommern-Greifswald, Sachgebiet Verkehrsstelle  
 
 Bei der Ausfahrt vom Bebauungsplangebiet auf die Straße muss ausreichend Sicht vorhanden sein. 

Durch (auch zu einem späteren Zeitpunkt geplante) Bebauung, Bepflanzung, parkende Fahrzeuge 
oder Werbeanlagen dürfen keine Sichtbehinderungen für Verkehrsteilnehmer entstehen.  

 
 
3 Belange des Landkreises Vorpommern-Greifswald, Sachbereich Bodendenkmalpflege  
 
 Werden Bau- und/oder Bodendenkmale berührt, ist gemäß § 7 Absatz 1 DSchG M-V für die Verände-

rung der Denkmale die denkmalrechtliche Genehmigung bei der unteren Denkmalschutzbehörde des 
Landkreises Vorpommern-Greifswald einzuholen.  

 
 
4 Belange des Landkreises Vorpommern-Greifswald, Sachbereich Abfallwirtschaft/Altlasten  
 
 Nach dem derzeitigen Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Altlasten bekannt.  
 

 
5 Belange des Landkreises Vorpommern-Greifswald, Sachgebiet Wasserwirtschaft  
 
 Auflagen 

 
1. Nach § 49 (1) Wasserhaushaltsgesetz sind Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie 

sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des Grund-
wassers auswirken können, der zuständigen Behörde einen Monat vor Beginn der Arbeiten anzu-
zeigen. Wird nach § 49 (2) Wasserhaushaltsgesetz dabei unbeabsichtigt Grundwasser erschlos-
sen, ist dies der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen.  

 
2. Die Trinkwasserversorgung und die Abwasserentsorgung sind mit dem zuständigen Zweckver-

band Wasser/Abwasser bzw. Rechtsträger der Anlage abzustimmen. Prüfpflichtige Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind gemäß § 40 Abs. 1 und 2 der Verordnung über An-
lagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) der unteren Wasserbehörde des 
Landkreises Vorpommern-Greifswald anzuzeigen.  

 
3. Nach § 62 (1) Wasserhaushaltsgesetz (WHG) müssen Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Herstellen 

und Behandeln wassergefährdender Stoffe sowie Anlagen zum Verwenden wassergefährdender 
Stoffe im Bereich der gewerblichen Wirtschaft so beschaffen sein, dass eine nachteilige Verände-
rung der Eigenschaften von Gewässern nicht zu besorgen ist.  

 
  
 Hinweise  
 
1. Nach § 5 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 

31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) ist eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften zu 
vermeiden und die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten.  

 
2. Niederschlagswasser soll nach § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ortsnah versickert, verrieselt 

oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 
eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vor-
schriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.  

 
3. Nach § 46 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bedarf das Einleiten von Niederschlagswasser in das 

Grundwasser durch schadlose Versickerung keiner Erlaubnis, soweit dies in einer Rechtsverord-
nung nach § 23 Absatz 1 WHG geregelt ist. Anfallendes unbelastetes Niederschlagswasser kann 
daher erlaubnisfrei über eine ausreichende Sickerstrecke von mind. 1,00 m zum mittleren höchs-
ten Grundwasserstand (MHGW) versickert werden. Nach dem DWA-Regelwerk, Arbeitsblatt 
DWA-A 138 muss der relevante Versickerungsbereich im kf-Bereich von 1*10-3 bis 1*10-6 m/s lie-
gen.  

 
4. Oberflächengewässer 2. Ordnung sind am Vorhabenstandort nicht vorhanden.  
 
5. Der Standort befindet sich nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet oder in einer Wasserfassung.  
 
 

Hinweise zu Flächenversiegelungen 
 
 Die Flächenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken. 
 
 Die Verwendung versiegelungsarmer Befestigungsarten wie z. B. weitfugiges Pflaster, kleinformatige 

Platten, Rasengittersteine auf durchlässigem Unterbau sowie wassergebundene Decken für Stellflä-
chen, Zufahrten, Wege u. a. ist zulässig, soweit keine wasserrechtlichen Belange entgegenstehen. 

 
 
 

 
 

Bebauungsplan Nr. 2 „Bebauung einer Gewerbefläche in Woserow“ 
der Gemeinde Bargischow   
 
 
Verfahrensvermerke  
 
 

  1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung Bargischow vom 
24.06.2019. Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck im 
amtlichen Mitteilungsblatt des Amtes Anklam-Land vom 17.07.2019 erfolgt.  

 
 
 Bargischow, ............................. 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
  2. Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 17 Abs. 1 LPIG M-V in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 05.05.1998, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
05. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221), mit Schreiben vom 19.07.2019 beteiligt worden. 

 
 
 Bargischow, ............................. 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
  3. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist im Rahmen einer 

öffentlichen Auslegung in der Zeit vom …………………. bis …………………… während folgender Zei-
ten durchgeführt worden:  

 
Montag      7:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 12:30 Uhr bis 16:00 Uhr  
Dienstag    7:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 12:30 Uhr bis 18:00 Uhr  
Mittwoch    7:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 12:30 Uhr bis 16:00 Uhr  
Donnerstag    7:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 12:30 Uhr bis 16:00 Uhr  
Freitag     7:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

 
 
 Bargischow, ............................. 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
  4. Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung sind die von der Planung berührten Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom ........................ zur Abgabe 
einer Stellungnahme aufgefordert worden. Die Beteiligung der Nachbargemeinden erfolgte gemäß § 2 
Abs. 2 BauGB.  

 
 
 Bargischow, ............................. 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
  5. Die Gemeindevertretung Bargischow hat in ihrer Sitzung am ………………. den Entwurf des Be-

bauungsplanes Nr. 2 mit Begründung gebilligt und zur Auslegung bestimmt.  
 
 
 Bargischow, …………………… 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 

 
  6. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 2, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 

(Teil B) sowie der Begründung und den nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen bereits vor-
liegenden umweltbezogenen Stellungnahmen, lag gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
................. bis zum .......................... während folgender Zeiten  

 
Montag      7:00 Uhr bis 11:30 Uhr und 12:30 Uhr bis 15:00 Uhr  
Dienstag    7:00 Uhr bis 11:30 Uhr und 12:30 Uhr bis 18:00 Uhr  
Mittwoch    7:00 Uhr bis 11:30 Uhr und 12:30 Uhr bis 15:00 Uhr  
Donnerstag    7:00 Uhr bis 11:30 Uhr und 12:30 Uhr bis 15:00 Uhr  
Freitag     7:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

 
zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  

 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 2 sowie die Begründung sind auch im Internet über die Home-
page des Amtes Anklam-Land unter der Adresse, https://www.amt-anklam-
land.de/cms/front_content.php?idcat=81 eingestellt.  

 
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen von jedermann während der 
Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können und dass nicht fristge-
recht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan Nr. 2 unbe-
rücksichtigt bleiben können, am ...................... im amtlichen Mitteilungsblatt des Amtes Anklam-Land 
ortsüblich bekannt gemacht worden.  

 
 
 Bargischow, ............................. 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
  7. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 

Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom ………………. zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert und 
über die öffentliche Auslegung in Kenntnis gesetzt worden.  

 Die Beteiligung der Nachbargemeinden erfolgte gemäß § 2 Abs. 2 BauGB.  
 
 
 Bargischow, ............................. 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
  8. Die Gemeindevertretung Bargischow hat in ihrer Sitzung am ……………. die vorgebrachten Stellung-

nahmen der Öffentlichkeit sowie die vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen 
Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.  

 
 
 Bargischow, ............................. 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
  9. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 2, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 

(Teil B), wurde am ………….…. von der Gemeindevertretung als Satzung beschlossen. Die Begrün-
dung des Bebauungsplanes Nr. 2 wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung vom ……….…… 
gebilligt.  

 
 
 Bargischow, ............................. 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 

Rechtsgrundlage n 
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ordnung 1990 – PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057);  

 
- Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V 2015 S. 344), zuletzt geändert durch Artikel 4 Gesetzes vom 05. Juli 2018 
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schutzausführungsgesetz – NatSchAG M-V) vom 23. Februar 2010 (GS M-V GI Nr. 791-8), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 05. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221);  

 
- Waldgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landeswaldgesetz - LWaldG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 27. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 870), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
05. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 219).  

 
 

 
10. Der katastermäßige Bestand am ……..…………… wird als richtig bescheinigt. Hinsichtlich der lage-

richtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die 
rechtsverbindliche Flurkarte im Maßstab 1 : …………. vorliegt. Regressansprüche können nicht abge-
leitet werden.  

 
 
 Anklam, ............................. 
 
      Kataster- und      Siegel  
       Vermessungs amt 
 
 
11. Der Bebauungsplan Nr. 2 als Satzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 

(Teil B), wird hiermit ausgefertigt.  
 
 
 Bargischow, ............................. 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
12. Die Satzung des Bebauungsplanes Nr. 2, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 

(Teil B), sowie mit einer zusammenfassenden Erklärung über die Art und Weise der Berücksichtigung 
der Umweltbelange und der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß § 10 
Abs. 4 BauGB in dem amtlichen Mitteilungsblatt des Amtes Anklam-Land am ………….. ortsüblich 
bekannt gemacht worden.  

 Die Satzung des Bebauungsplanes Nr. 2 mit der Begründung ist auch im Internet über die Home-
page des Amtes Anklam-Land unter der Adresse https://www.amt-anklam-
land.de/cms/front_content.php?idcat=81 eingestellt.  

 Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienstzeiten von jedermann eingesehen werden 
kann und über dessen Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurde ebenfalls am …………… in dem amtli-
chen Mitteilungsblatt des Amtes Anklam-Land bekannt gegeben. In der Bekanntmachung ist auf die 
Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwä-
gung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 214 und § 215 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) sowie auf Bestimmungen der Kommunalverfassung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S.777), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBI. M-V S. 467, hingewiesen worden.  

 Die Satzung tritt mit Ablauf des …………………. in Kraft.  
 
 
 Bargischow, ............................. 
 
      Der Bürgermeister     Siegel  

27.92.2020

warnke
Amt


